
Der Plan für den großen Krieg:
Operationsplan Deutschland
von Yorick F., November 2024

Die BRD bereitet sich auf den Kriegsfall vor. Bereits im Verlauf dieses Jahres
wurde mit dem „Operationsplan Deutschland“ (kurz OPLAN DEU) der erste
„Verteidigungsplan“ in der BRD seit 1989 erarbeitet. Dieser umfasst wohl
über 1000 Seiten und ist in seinen Details nicht bekannt. Das Ziel dieses
Plans soll ganz offen die Vorbereitung auf einen großen Krieg mit Russland in
Osteuropa  sein.  Nun  fanden  die  ersten  Vorträge  der  Bundeswehr  bei
Unternehmen und zivilen  Institutionen statt,  wie  diese  den OPLAN DEU
praktisch für sich selbst umsetzen können. Wichtige genannte Punkte der
vortragenden  Bundeswehr-Offiziere  waren  wohl  insbesondere  für  die
Unternehmen folgende:  Zum einen sollten diese energieautarker werden,
falls sich die Energieversorgung weiter verschlechtert, und zusätzlich aktuell
eigentlich nicht benötigte LKW-Fahrer:innen ausbilden. Hintergrund ist, dass
die  meisten  aktuellen  Fahrer:innen  aus  Osteuropa  kommen.  Sollte  ein
potenzieller Krieg dort stattfinden, könnte die für einen Krieg elementare
Infrastruktur zusammenbrechen.

Was steht drin?
So  weit,  so  beunruhigend.  Neben  der  direkten  Verbindung  der
Verteidigungsstrategie mit dem deutschen Kapital ist der Plan vor allem ein
Programm zur Militarisierung. Dies betrifft tatsächlich vor allem das Inland:
Die BRD soll sowohl im „Schutz“ ihrer nationalen Integrität gestärkt werden
als  auch  als  Land,  durch  das  im  Ernstfall  Hunderttausende  NATO-
Soldat:innen zur  NATO-Ostgrenze transportiert  werden könnten.  Generell
gehen die  deutschen (wie  auch die  NATO-)Strateg:innen augenscheinlich
nicht wirklich von einem Krieg auf deutschem Territorium aus. Die BRD soll
vielmehr  als  Drehscheibe  des  westlichen  Machtblocks  fungieren,
Infrastruktur, medizinische Versorgung und technischen Support für NATO-
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Truppen bereitstellen und diese natürlich auch militärisch unterstützen. Man
gehe  jedoch  nicht  von  „einer  Panzerschlacht  in  der  Norddeutschen
Tiefebene“  aus.

Und  dennoch  beschäftigt  sich  der  Plan  wohl  auch  ausgiebig  mit  der
Kriegsführung im Inneren: Neben Strategien zur Abwehr von Sabotage und
Cyberattacken,  vor  allem an norddeutschen Häfen,  behandelt  das  Papier
auch die Koordination von Bundeswehr und Polizei im Inneren. Russland, so
das  Papier,  führe  seine  Kriege  zunehmend  hybrid  und  streue  über
Propaganda Misstrauen in  der  Bevölkerung gegen die  eigene Regierung.
Unter anderem deshalb –  und um mehr Menschen beispielsweise in den
Katastrophenschutz  einzubeziehen  –  brauche  es  neben  der  Eindämmung
russischer  Propaganda  ein  gesamtgesellschaftliches  Bewusstsein  zum
„Schutz“ Deutschlands nationaler Integrität  und Bevölkerung.  Dies öffnet
natürlich  Tür  und  Tor,  nicht  nur  für  Kriegspropaganda  seitens  der
Herrschenden  sowie  der  bellizistischen  Medienhäuser,  sondern  auch  für
massive Repressionen gegen antimilitaristische Kräfte.  Wie dies aussehen
kann,  wenn Protestbewegungen sich gegen die Interessen des deutschen
Imperialismus und dessen Staatsräson wenden, sehen wir bereits jetzt im
Zuge der Palästina-Soli-Proteste.

Warum das Ganze?
Der OPLAN DEU reiht sich ein in die Militarisierung nach innen und außen,
die spätestens nach dem russischen Angriff auf die Ukraine 2022 und den
darauffolgenden  100  Milliarden  Euro  der  „Zeitenwende“  deutlich  Fahrt
aufgenommen  hat.   Dass  es  hierbei  nur  sekundär  um  den  Schutz  der
Zivilbevölkerung  geht,  zeigt  unter  anderem,  dass  selbst  der  sächsische
Innenminister  Armin  Schuster  (CDU)  fehlende  Perspektiven  des
Bevölkerungsschutzes  im  Kriegsfall  kritisierte.  Vielmehr  drehen  sich  die
tatsächlichen  Hauptziele  des  Plans  um  die  Interessen  des  BRD-
Imperialismus. Im Kontext einer globalen Blockbildung und der durch den
Ukraine-Krieg  verstärkten  Unterordnung  der  EU  unter  den  US-
amerikanischen Machtblock zielt  der Plan darauf ab,  den russischen und
chinesischen  Imperialismus  zurückzuschlagen  im  Kampf  um  die



Neuaufteilung  der  Welt  –  um  Kontrolle  über  deren  Einflusssphären,
Absatzmärkte  und  billige  Arbeitskräfte.

Aktuell wird die Frage eines zunehmend offenen Krieges zwischen der NATO
und Russland im Ukrainekrieg immer dringlicher, da die russische Armee
immer mehr die Oberhand gewinnt. Es zeichnet sich ab, dass auch mit einem
Hochfahren  der  westlichen  Waffenlieferungen  die  Ukraine  in  diesem
Abnutzungskrieg  langfristig  nur  verlieren  kann.  Dies  bedeutet,  dass  die
NATO entweder für einen reaktionären imperialistischen Frieden auf Kosten
der Ukraine eintreten muss – und damit Konzessionen an den russischen
Imperialismus  machen  –,  oder  den  Krieg  durch  eine  direkte  Beteiligung
weiter eskalieren lassen könnte. Auch wenn diese Frage sich heute noch
nicht unmittelbar stellt, muss die NATO auf alle Eventualitäten vorbereitet
sein und die Debatte darum ist  auch schon im Anmarsch: Carlo Masala,
Lehrer an der Bundswehrhochschule und Berater der Bundesregierung, will
bereits Entsendung von Bodentruppen in die Ukraine ins Spiel bringen. So
oder so dient der aktuelle Plan sicherlich auch der Abschreckung gegenüber
dem russischen Imperialismus sowie als Vehikel für eine weitere Aufrüstung
nach innen zur Absicherung der „Heimatfront“.

Jugend gegen Aufrüstung!
Wir wissen, dass kein „Operationsplan“ für unsere Sicherheit sorgen wird.
Ein tatsächlich sicheres Leben kann es nur ohne Krieg und Krise geben – das
heißt ohne den Kapitalismus, im Sozialismus. Das bedeutet auch, dass wir die
Aufrüstung der  Herrschenden als  das  begreifen müssen,  was  sie  ist:  Im
Zweifel  immer gegen uns gerichtet,  insbesondere gegen uns als  Jugend.
Nicht nur werden wir  es sein,  die dazu gezwungen werden,  uns für die
Interessen  des  deutschen  Imperialismus  von  anderen  Arbeiter:innen  und
Jugendlichen  erschießen  zu  lassen,  während  potenziell  unser  Zuhause
pulverisiert  wird.  Nicht  nur werden wir  diejenigen sein,  die  für  unseren
Widerstand gegen ihre Kriegspläne mit Repressionen überzogen werden – in
Schulen und Unis  soll  uns  teilweise  auch noch erzählt  werden,  dies  sei
irgendwie in unserem Interesse.



Bereits jetzt kommen wieder vermehrt Offiziere der Bundeswehr an unsere
Schulen,  um  uns  anzuwerben.  Sie  richten  ihre  Werbung  spezifisch  auf
Jugendliche aus: Bundeswehr-Werbung arbeitet mit Videospielästhetik. Krieg
sei „die größte Open World der Welt“ – schade nur, dass man dort nach
einem Headshot nicht respawned, sondern tot ist.  Dennoch scheint diese
Werbung bei vielen Jugendlichen zu funktionieren, teils auch aus der Suche
nach einem „sicheren“ Arbeitgeber in Zeiten enormer Perspektivlosigkeit.
Dies hat zur Folge, dass die Bundeswehr allein in den letzten fünf Jahren
7861  Minderjährige  rekrutieren  konnte.  Eine  Zahl,  die  unter  einer
wahrscheinlichen  Regierung  Merz  mit  einer  möglichen  Einführung  der
Wehrpflicht  dramatisch  steigen  dürfte.

Für uns bedeutet das,  dass ein Kampf gegen die Aufrüstung genau dort
geführt werden muss, wo wir uns tagtäglich bewegen – und damit eben auch
genau  dort,  wo  wir  künftig  (zumindest  in  Bayern)  verpflichtend  von
Jungoffizieren  besucht  werden  sollen.  Diese  Organisierung  kann  unter
anderem Aktionen gegen die Bundeswehr an unseren Schulen beinhalten,
aber  auch  niedrigschwelliger  mit  dem  Hereintragen  antimilitaristischer
Positionen in Diskussionen im Politik- oder Geschichtsunterricht. Bei solchen
Aktionen muss vor allem klargemacht werden, dass der Hauptfeind von uns
als Jugend, das Kapital, immer noch im eigenen Land steht – und dass Krieg
und Aufrüstung niemals in unserem Interesse sein können. Letztlich braucht
es eine breite Bewegung gegen Krieg, Krise und den Rechtsruck – bestehend
aus Arbeiter:innen und der Jugend.

Wir fordern:

Für  den  Aufbau  einer  Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere
Interessen  gemeinsam  mit  der  Arbeiter:innenklasse  vertritt  und
durchsetzt!
Nein zur Wehrpflicht! Wir wollen kein Kanonenfutter sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend – und nicht für
die Bundeswehr!
Gegen jede Aufrüstung aller imperialistischen Nationen, ob Russland
oder Deutschland!



Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.
Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung.

Gegen  Pistorius’  „freiwillige“
Wehrpflicht:  Die  Herrschenden
wollen  Krieg,  wir  wollen  eine
Zukunft!
von Pippine Garterbelt, Juni 2024

Boris  Pistorius  (Bundesminister  der  Verteidigung,  SPD)  warnt  vor  einem
nahenden russischen Angriff auf die NATO und stellte daher am Mittwoch,
dem 12.06.2024,  seine  Pläne für  ein  neues  Wehrdienstmodell  vor.  Diese
Pläne  sehen  vor,  dass  in  Zukunft  alle  Jugendlichen  nach  ihrem  18.
Geburtstag einen Online-Musterungsbogen von der Bundeswehr zugesendet
bekommen.  Männer  zwischen 18  und 25  Jahren  sind  dann nach diesem
Gesetz verpflichtet,  diesen Bogen auszufüllen und zurückzusenden.  Wenn
man dann im Zuge dessen genügend Motivation und Kriegstauglichkeit zeigt,
wird man verpflichtend zur Musterung eingeladen, also einer Untersuchung
zur Eignung zum Wehrdienst. Dass man dann schlussendlich zum Dienst an
der Waffe  verpflichtet  wird,  lehnt  Pistorius  noch ab.  Frauen wird dieser
Bogen auch zugesendet.  Sie  sollen jedoch nicht  verpflichtet  sein,  diesen
Musterungsbogen  auszufüllen  und  wieder  zurückzusenden.  Das  alles
entspricht einer ersten Stufe wieder zurück zur Wehrpflicht, das heißt: der
massenhaften Mobilmachung von Arbeiter:innen und Jugendlichen, um als
Soldat:innen  für  die  Interessen  der  Herrschenden  zu  morden  –  und  zu
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sterben.

Also jetzt doch?
Denn am Ende des Tages sind es wir, die Jugend, die ihr Leben gefährden
und für die Herrschenden in den Krieg ziehen und mörderische Konflikte in
ihren Namen bestreiten müssen. Mit dem neuen Wehrdienstmodell möchte
die  SPD jährlich  40.000  bis  50.000  neue  Soldaten  rekrutieren.  Dies  sei
notwendig, um einen Krieg gegen Russland zu bestehen, sagt Pistorius. Er
vermutet einen Angriff Russlands bereits im Jahr 2029. Bis dahin möchte er
die Zahl der Reservist:innen auf 460.000 erhöhen – also mehr als verdoppeln.
Betont wird, dass das Modell keine neue Wehrpflicht sein soll, sondern auf
Freiwilligkeit basieren soll. Netterweise wirst du in dem Musterungsbogen,
zu  dessen  Ausfüllen  du  gezwungen  wirst,  nämlich  auch  gefragt,  ob  du
überhaupt Interesse an der Bundeswehr hast. Bekommst du eine Einladung
zur Musterung, ist die zwar deine Pflicht, aber hey, wenigstens wirst du mit
einem  Kreuzchen  mal  nach  deiner  Meinung  gefragt.  Parteien  wie  die
CDU/CSU, SPD und AfD positionieren sich klar für eine Wiedereinführung
der  Wehrpflicht.  So  schreibt  die  CDU/CSU  in  ihrem  neuesten
Grundsatzprogramm:  „Wir  werden  die  Aussetzung  der  Wehrpflicht
schrittweise  zurücknehmen  […]  Das  Bekenntnis  zur  Wehrpflicht  ist  ein
wichtiges Bekenntnis zur Stärkung der Bundeswehr.“ Die Pläne der SPD sind
als  vorbereitende  Maßnahmen  für  eine  langsame  Wiedereinführung  der
Wehrpflicht einzuordnen. SPD, FDP und Grüne betonen die Wichtigkeit der
Freiwilligkeit beim Wehrdienst und schaffen Anreize, sich noch länger als die
vorgesehenen 6 Monate zu verpflichten.  Um sich die Bereitwilligkeit  der
Jugend  zu  erkaufen,  packt  die  SPD  die  Kostenübernahme  für  einen
(mittlerweile extrem teuren) Führerschein oder eine berufliche Ausbildung
obendrauf. Besonders gefährdet sind Schulabgänger:innen und Jugendliche
aus sozialschwachen Hintergründen, aus ihrer finanziellen Not heraus in den
Wehrdienst  gelockt  zu  werden.  Die  Wehrbeauftragte  des  Deutschen
Bundestages (SPD) Eva Högl  begrüßt die Pläne ihres Parteikollegen und
setzt,  ebenso wie CDU-Politiker Johann Wadephul,  noch einen obendrauf:
Unter dem Deckmantel der Gendergerechtigkeit fordern sie die Pflicht für
Männer und Frauen. So sagt die SPD-Politikerin dazu: „Es ist nicht mehr



zeitgemäß, nur junge Männer anzusprechen. In die Bundeswehr gehören alle
Geschlechter, auch Frauen wollen ihren Beitrag leisten.“ – Um auch Frauen
verpflichten zu können, müsste eine Änderung im Grundgesetz vorgenommen
werden, die dies legitimiert. Währenddessen hetzt die BILD-Zeitung munter
gegen die Jugend: „Pistorius plant neuen Wehrdienst: Ist unsere Jugend zu
weich für die Bundeswehr?“ und schreibt weiter: Die heutigen Jugendlichen
„können doch nur Hafermilch trinken, TikTok-Videos glotzen und gendern.“
Pseudowissenschaftlich versucht der Artikel, die Verweichlichung der Jugend
zu beweisen. Im Interview mit der BILD soll die Zuständige für die Werbung
der Bundeswehr Sabine Castenow dazu gesagt haben: „Klar ist,  dass die
Generation  Z  völlig  anders  tickt  als  ihre  Vorgängergenerationen.  Sie  ist
einerseits sehr behütet aufgewachsen und die Eltern sind enge und wichtige
Berater ihrer Kinder.“ Das klingt rhetorisch sehr nach der autoritären und
völkischen Erziehungspädagogik, in der Kinder von Anfang an gefühlskalt
und streng für Gefolgsamkeit in Krieg und harter Arbeit erzogen werden
sollen.  Während  die  jahrelange  Debatte  über  die  Wiedereinführung  der
Wehrpflicht aus dem Bundestag nun bittere Realität zu werden scheint, trifft
dies in der Jugend auf wenig Zustimmung. Laut Umfragen sind nur 16% der
Jugendlichen für die Wehrpflicht. Das ist kaum verwunderlich. Denn es sind
am Ende nicht die Politiker:innen im Bundestag, die an der Front für die
Verteidigung des Kapitals  sterben sollen,  obwohl  sie  behaupten,  wir  alle
müssten  uns  für  unsere  Demokratie  in  den  Schützengraben  werfen.
Stattdessen sind es wir Arbeiter:innen und Jugendlichen, die morden sollen,
während  die  Reichen  durch  die  Kriege  noch  reicher  werden  und  der
bürgerliche Staat seine geostrategischen Interessen verfolgen kann.

Denn  tatsächlich:  Mit  der  dringenden  Stärkung  des  deutschen  Militärs
streben  die  Regierungsparteien  an,  sich  auf  verstärkte  weltweite
Konfrontationen  unter  den  imperialistischen  Blöcken  vorzubereiten,  was
gemeinhin  als  „Zeitenwende“  bezeichnet  wird.  Die  Abschaffung  des
Wehrdienstes 2011 wurde zwar durch gesellschaftlichen Protest begleitet,
aber  in  erster  Linie  war  sie  eine  Sparmaßnahme  während  der
Wirtschaftskrise und eine politische Entscheidung zur Neuausrichtung der
Bundeswehr,  indem  ein  Fokus  auf  eine  deutlich  kleinere,  aber  gut
ausgebildete Berufsarmee gesetzt wurde. Das war damals auch gut für die



Weltlage  zugeschnitten,  denn  die  Kriegseinsätze  der  Bundeswehr  in
Halbkolonien wie Afghanistan, Kosovo oder im Libanon waren keineswegs
Materialschlachten  ebenbürtiger  Kriegsparteien  wie  in  den  Weltkriegen,
sondern glichen einem unterdrückerischen Polizeieinsatz im Ausland. Daher
brauchte man eher wenige Soldat:innen, die dafür in der Lage waren, die
hochtechnologischen  Kriegsgeräte  zu  bedienen  oder  einzelne  Ziele
anzugreifen. Auf der anderen Seite ist der russische Angriff auf die durch die
NATO aufgerüstete Ukraine seit vielen Jahrzehnten der erste Krieg, der ganz
anders  abläuft:  Hunderte  Kilometer  lange  Feindeslinien  mit  schweren
Verteidigungsanlagen,  ständigem  Artilleriebeschuss  und  zehntausenden
Toten auf  beiden Seiten.  Hier  wird  der  Krieg dadurch entschieden,  wer
sowohl die größere (Kriegs-)Industrie als auch wehrfähige Bevölkerung hat,
um  länger  eine  Massenarmee  mit  Hunderttausenden  Soldat:innen  zu
unterhalten. Und da sich im Zuge von politischen und wirtschaftlichen Krisen
der Konflikt zwischen den imperialistischen Blöcken eher noch verschärfen
dürfte, will die Bundesregierung für genau so einen Krieg die Bundeswehr zu
einer Massenarmee umstellen, um so die Arbeiter:innen und Jugendlichen für
ihre Interessen in Stellung zu bringen. Aber nicht, wenn wir das verhindern
können!

Für  eine  internationale  Jugendbewegung
gegen  Krieg  und  Krise!
Die Reaktion des westlichen Imperialismus, auf immer stärkere Aufrüstung
und Wehrdienst-Rekrutierung zu pochen, ist also nur logisch. Logisch für uns
muss daher sein, dass die Interessen der Herrschenden nicht unsere sind!
Wir können uns nicht auf den Staat verlassen, wenn es um die Sicherung
unserer  Zukunft  geht.  Wir  müssen also  eine  unabhängige,  internationale
Bewegung  der  Jugend  und  Arbeiter:innen  gegen  Krieg  und  Aufrüstung
aufbauen.  Gewerkschaften  und  traditionelle  Arbeiter:innenorganisationen
sollten  dabei  unsere  Bündnispartner  sein.  Nur  durch  Aktionen  des
Klassenkampfes  in  internationaler  Absprache können wir  die  Spirale  der
Aufrüstung  und  der  aggressiven  „Verteidigung“  durchbrechen  und  das
kapitalistische  System  angreifen,  das  Kriege  und  Krisen  verursacht.
Jugendliche müssen sich gegen Aufrüstung und für soziale Verbesserungen



organisieren, sowohl lokal als auch international.

Dabei setzen wir uns für folgende Forderungen ein:

Nein  zur  Wehrpflicht  und dem neuen Wehrdienstmodell  der  SPD
unter  dem  Deckmantel  der  Freiwilligkeit!  Wir  wollen  kein
Kanonenfutter  sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Bundeswehr raus aus den Schulen! Kein Werben für’s Sterben!
Für  den  Aufbau  einer  Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere
Interessen  gemeinsam  mit  der  Arbeiter:innenklasse  vertritt  und
durchsetzt!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.
Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung.

Bundeswehr raus aus der Schule
–  Katastrophenschutz  sieht
anders aus!
von Leonie Schmidt, März 2024

Die  deutsche  Bildungsministerin  Bettina  Stark-Watzinger  (FDP)  macht
aktuell auf sich aufmerksam, indem sie sich für mehr „Zivilschutzübungen“
an  Schulen  einsetzt.  In  Zeiten  von  Kriegen,  Umweltkatastrophen  und
Pandemien ist das auf den ersten Blick ein nachvollziehbares Anliegen. Doch
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was  zunächst  vielleicht  harmlos  erscheint,  soll  ganz  andere  Ausmaße
annehmen. Stark-Watzinger möchte nämlich, dass auch die Bundeswehr sich
an  die  Schulen  begibt  und  diese  ein  „unverkrampftes  Verhältnis  zur
Bundeswehr“ entwickeln müssten. Die Bedrohung der Freiheit solle so uns
Jugendlichen  nähergebracht  werden.  Aber  hey,  wenn  wir  dann  weniger
Mathe-Aufgaben lösen müssen, ist das doch voll entspannt, oder nicht?! Wir
finden, die Bundeswehr hat an der Schule nichts verloren. Warum, wieso und
weshalb, lest ihr hier in diesem Artikel.

Jugend im Krieg – voll normal und niemand
kann was dafür?
Die Forderungen von Stark-Watzinger reihen sich ein in eine Vielzahl von
Stimmen,  die  mit  aller  Kraft  uns  Jugendliche  für  eine  Tätigkeit  bei  der
Bundeswehr  rekrutieren  wollen.  Minister:innen,  die  über  die
Wiedereinführung der  Wehrpflicht  plaudern,  eine  KIKA-Show,  die  Panzer
über deutsche Waffenlieferungen in die Ukraine reden lässt,  oder auch die
Bundeswehr  selber,  die  auf  Gaming-Messen  Stände  unterhält  und  das
Ermorden von „menschlichen Zielen“ dort als Spielspaß für Nerds darstellt
(schließlich ist der asymmetrische Krieg durch Drohnen jetzt voll digital).
Selbst bei den Kleinsten unserer Gesellschaft wird schon angesetzt: zum Tag
der Bundeswehr gibt es immer ein familienfreundliches Programm in den
Kasernen  mit  Hüpfburgen,  Kinderschminken  und  natürl ich
Panzerbesichtigungen,  damit  auch  Generation  Alpha  schon  den  Traum
entwickeln kann, später einmal das deutsche Kapital zu beschützen. Denn die
Bundeswehr hat Personalmangel und wer könnte besser deutsche Interessen
verteidigen,  als  Jugendliche,  die  nicht  wirklich  wissen,  was  sie  später
beruflich einmal machen wollen? Das ist natürlich problematisch, denn so
werden wir jungen Menschen mit absurden Versprechungen und viel Geld an
die Front gelockt. Wir dürfen mit 17 Jahren noch nicht mal wählen, aber uns
für eine Ausbildung bei der Bundeswehr verpflichten und mit Schusswaffen
üben geht klar. Mit 17 dürfen wir zwar noch nicht in den Einsatz geschickt
werden,  sobald  wir  18  sind,  ist  das  aber  im  „Spannungs-  oder
Verteidigungsfall“ durchaus schon möglich. All das bedeutet in Folge meist
Posttraumatische  Belastungsstörung,  Mobbing  und  sexualisierte  Gewalt



inklusive, wenn wir nicht vorher schon für unser Heimatland verreckt sind.

Aufrüstung soweit das Auge reicht
Die Bundeswehr muss wieder kriegstüchtig werden, so ist sich zumindest die
herrschende Klasse einig.  In den letzten Wochen wurde sogar über eine
deutsche bzw. europäische atomare Aufrüstung debattiert. Aus der Sicht der
Imperialist:innen  völlig  nachvollziehbar,  denn  die  Blockbildung  und  die
Konflikte im Kampf um die Neuaufteilung der Welt nehmen jährlich zu, wie
wir es unter anderem in der Ukraine beobachten können, aber auch z.B. in
Taiwan  oder  Palästina.  Als  Neuaufteilung  der  Welt  bezeichnen  wir  die
Bestrebungen der imperialistischen Mächte, wie z.B. der USA, China und der
EU, die Welt und somit ihre Einflusssphären neu aufzuteilen. Sie tun dies, da
das Zeitalter der Globalisierung vorbei ist und es keine neuen Märkte mehr
zu erschließen gibt, was aber für anhaltende Profite, aufgrund der fallenden
Tendenz der Profitrate, von Nöten wäre. Die EU, unter anderem also auch
Deutschland, steht da aktuell eher schlecht da, da sie in den letzten Jahren
deutlich  an  Einfluss  verloren  hat.  Aufgrund  der  ideologischen
Verschleierungen rund um den Ukraine Krieg scheint es, als ob sich der
Krieg  nicht  um  die  verschiedenen  internationalen  Einflusssphären,
Kapitalinteressen und deren Verteidigung drehe, sondern dass es sich hier
um einen Kampf zwischen Demokratie und Autokratie handeln würde. Für
viele Teile der Bevölkerung, ist dieser Gedanke scheinbar unterstützenswert
und sie sind der Ansicht, dass eine Demokratie auch wehrhaft sein müsste.
Das liegt  in  großen Teilen an der  ideologischen Aufladung des  Ukraine-
Krieges,  der  in  den  bürgerlichen  Medien  vielerorts  den  Stempel  eines
„Neuen Kalten Kriegs“ bekommen hat. Bei einer repräsentativen Befragung
von Menschen ab 16 Jahren in Deutschland befürworteten 57 % weitere
Erhöhung  des  Verteidigungsetats  sowie  der  Zahl  der  Soldatinnen  und
Soldaten der Bundeswehr (ZMSbw 2023). Nur 8% forderten eine Abrüstung
(ebenda). Des Weiteren standen 9 von 10 Befragten der Bundeswehr positiv
gegenüber  (ebenda).  Kein  Wunder  also,  dass  die  Stimmen  der
Kriegsminister:innen  aktuell  wenig  Gegenwind  erfahren.  So  mischt  zum
Beispiel auch die Gewerkschaft IG Metall munter mit, in dem sie sich zu
Beginn des Jahres den Aufrüstungsvorhaben der Bundeswehr anschloss und

https://zms.bundeswehr.de/resource/blob/5744428/f4c19a3180e6a1e0b403d2cc5e8349e8/zmsbw-forschungsbericht-136-bevbefragung-2023-data.pdf


so die Interessen von Arbeiter:innen und uns Jugendlichen verriet.  Damit
stellt sie sich nicht nur auf die Seite der Regierung, sondern auch auf die der
sogenannten  Arbeitgeber:innen:  so  befindet  sich  der  Rüstungskonzern
Rheinmetall nun kurz vor der Verzehnfachung ihrer Artillerieproduktion.  Die
Ampel selber konnte schließlich auch 100 Milliarden für die Aufrüstung aus
dem Ärmel schütteln, während in den meisten sozialen Bereichen massiv
gekürzt wurde. Kürzungen betreffen die Hilfen für Kinder und Jugendliche
aus  ärmlichen  Verhältnissen,  Frauenhäuser,  das  Gesundheitssystem aber
auch den Umwelt- und Katastrophenschutz. Nebenbei bedeutet der massive
Reallohnverlust  für  viele  Arbeiter:innen  und  ihre  Kinder,  dass  sie  sich
Alltägliches  nicht  mehr leisten können und überall  sparen müssen.  Aber
Hauptsache,  niemand  geht  der  Freiheit  und  der  demokratischen
Grundordnung  an  den  Kragen!  Dieses  ideologische  Einstimmen  auf  die
Militarisierung soll nun an unseren Schulen zur Realität werden. Doch die
Kriege nützen nur der herrschenden Klasse. Auch aus einer ökonomischen
Perspektive  macht  Kriegsführung  für  sie  Sinn,  denn  so  können  sie  in
Krisenzeiten, in denen die Absatzmärkte einbrechen, überflüssiges Kapital
vernichten, indem sie dieses z.B. in Aufrüstung stecken und dann im Falle
eines erfolgreichen Kriegs auch noch ihre Einflusssphäre ausweiten. Doch im
Interesse von uns Jugendlichen und der Arbeiter:innenklasse ist das alles
nicht: Es ist nicht die herrschende Klasse, die im Waffen- und Bombenfeuer
sterben wird oder die aufgrund von Ressourcenknappheit  hungern muss,
sondern wir sind es! Daher sagen wir ganz klar: Kein Cent, kein Mensch dem
Militarismus.

Die  Bundeswehr  könnte  in  Fällen  von  Aufständen  und  Unruhen  im
Landesinneren natürlich ebenso gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt
werden, auch wenn das niemand gerne zugibt. Gerade in Zeiten von Krisen
sollten wir jedoch vor dieser Möglichkeit nicht die Augen verschließen. Zwar
ist  die  Bundeswehr  hauptsächlich  für  die  Verteidigung  nach  Außen
eingesetzt,  jedoch  ist  ihre  Aufgabe  der  Schutz  des  Landes  und  der
demokratischen Grundordnung. Ein Generalstreik umzingelt  von Leopard-
Panzern? Nicht so der Vibe!

Da in Deutschland bald Wahlen anstehen, werfen wir hierauf noch einen



kurzen Blick:  Die  AfD fordert  besonders  aktiv  die  Wiedereinführung der
Wehrpflicht. Da mit dem Rechtsruck Abschottungspolitik und Nationalismus
noch mehr in den Fokus rücken, als es jetzt ohnehin schon der Fall ist, muss
uns klar sein, dass wir uns nicht nur gegen die Militarisierung, sondern auch
gegen den Rechtsruck im Allgemein organisieren müssen.

Katastrophenschutz? Der Kapitalismus ist die
Katastrophe!
Bevor wir zu unserer Perspektive kommen, wollen wir hier noch kurz auf die
Doppelmoral  des  Katastrophenschutzes  schauen.  Erstmal  ist  es  natürlich
nicht grundsätzlich abzulehnen, dass die Bevölkerung in der Lage versetzt
werden soll, sich zu schützen, und dies auch schon in der Schule thematisiert
werden  soll.  Ironischerweise  wird  gerade  das  jedoch  immer  wieder
skandal is iert ,  wenn  auf  d ie  Geschichte  der  degenerierten
Arbeiter:innenstaaten, wie der DDR oder der UdSSR geblickt wird, in denen
solche Übungen gängige Unterrichtsinhalte waren. Doch selbst, wenn wir
den Krieg mal ausblenden, so sind auch die anderen möglichen Katastrophen
solche,  die  uns der  Kapitalismus und die  herrschende Klasse bescheren.
Insbesondere bei der Umweltkrise leuchtet das schnell ein. Natürlich ist es
für  die  Bourgeoisie  bequemer,  uns  darauf  zu  drillen  uns  im Falle  einer
Umweltkatastrophe so oder so zu verhalten, anstatt die Ursachen für diese
Katastrophen  und  das  Leid  selber  aufzuheben.  Es  ist  jedoch  nicht  nur
bequemer, sondern es wäre auch gar nicht in ihrem Interesse, denn den
Katastrophen kann letztlich nur ein Systemwechsel ein Ende setzen, was für
die Kapitalist:innen bedeuten würde, ihre Privilegien und ihren Besitz an
Produktionsmitteln aufgeben zu müssen.

Okay – und jetzt?
Wir finden, die Bundeswehr sollte sich nicht vor unsere Schulklassen stellen
und das Morden in aller Welt im Interesse des deutschen Kapitals als etwas
Erstrebenswertes  verkaufen.  Falls  ihr  also  hört,  dass  die  Bundeswehr in
eurer  Schule  vorbeischauen  will,  sagt  uns  und  eueren  Mitschüler:innen
Bescheid, damit die Veranstaltung blockiert werden kann. Dafür kann man



sich erstmal in der Schule treffen, Flyern, einen Bannerdrop planen oder
auch eine Vollversammlung ausrufen. Damit das klappt, ist es auch sinnvoll,
eine  antikapitalistische,  linke  Schulgruppe  aufzubauen.  Sagt  uns  gerne
Bescheid, wenn ihr Hilfe braucht! Als kommunistische Jugendorganisation
haben wir damit schon viel Erfahrung sammeln können.

Doch nur an der Schule können wir die Militarisierung nicht aufhalten. Wir
müssen uns in allen Teilen unseres Lebens organisieren,  als  Jugend und
zusammen mit der Arbeiter:innenklasse. Wir müssen daher auch eine neue
Jugendinternationale  und  eine  neue  revolutionäre  Partei  aufbauen.
Außerdem braucht es eine massenhafte Anti-Militarisierungsbewegung, an
der auch die Gewerkschaften und die reformistischen Arbeiter:innenparteien
teilnehmen, auch wenn sie uns gerade massiv in den Rücken fallen.  Die
Gewerkschaften müssen durch Basisoppositionen zurückerobert werden. Nur
mit ihnen und der Arbeiter:innenklasse lässt sich das Morden beispielsweise
durch  Blockaden  von  Waffenlieferungen  beenden  und  letztlich  der
Kapitalismus  durch  eine  revolutionäre  Systemüberwindung  zerschlagen.
Denn: wahren Frieden kann es in der Klassengesellschaft nicht geben, erst
der  Sozialismus  kann  diesen  uns  und  allen  Menschen  auf  der  Welt
ermöglichen. Lassen wir nicht zu,  dass wir,  unsere Freund:innen, unsere
Mitschüler:innen,  unsere  Bekannten,  unsere  Familien  und  unsere
Nachbar:innen zu Kanonenfutter  werden.  Konkret  setzen wir  uns für die
folgenden Forderungen ein:

Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung. Für den Aufbau einer
Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere  Interessen  gemeinsam mit
der Arbeiter:innenklasse vertritt und durchsetzt!
Nein zur Wehrpflicht! Wir wollen kein Kanonenfutter sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.



Krieg  dem  Krieg:  Nein  zur
stetigen Militarisierung!
Diese Resolution wurde von der  internationalen Deligiertenkonferenz der
kommunistischen Jugendorganisation REVOLUTION beschlossen.  Find the
english version on our website.

Es herrscht Krieg: ob im Jemen, Myanmar, Kurdistan oder der Ukraine. Und
wo  immer  der  Krieg  tobt,  zerstört  er  unsere  Heimat,  treibt  Millionen
Menschen in die Flucht und bringt den Tod. Mittendrin zwischen Zerstörung
und  Waffenproduktion,  aufgeheizt  von  den  Interessen  der  profitierenden
Parteien sind wir Jugendlichen, die mit den Folgen zurechtkommen müssen.
Doch  allein  das  Hoffen  auf  Frieden  wird  uns  nicht  helfen,  denn  die
kriegerischen Auseinandersetzungen und Militärbudgets sind in den letzten
Jahren stetig gestiegen.  Insbesondere der russische Angriffskrieg auf  die
Ukraine stellt dabei eine neue Qualität der Auseinandersetzung dar. Dieser
Krieg istdieZuspitzung des imperialistischen Konflikts zwischen Russland und
der NATO und birgt in sich die Gefahr, noch weiter zu eskalieren. Wir sagen
klar:  Nein  zur  imperialistischen  Invasion  Russlands,  für  einen  sofortigen
Abzug aller russischen Truppen! Doch genauso stellen wir uns gegen die
Einflussnahme der NATO-Mächte, die nur ihren eigenen Einfluss auf dem
Rücken der ukrainischen Bevölkerung ausbauen möchte. Denn es werden vor
allem junge Menschen in diesem Konflikt verheizt. Sie haben letzten Endes
nur zwei Optionen: an der Front zu kämpfen oder zu desertieren. Wir stellen
uns  dabe i  au f  d ie  Se i te  der  ukra in i schen  Jugend  und  der
Arbeiter:innenbewegung, gegen den russischen Angriffskrieg – mit dem Ziel,
einen  von  der  NATO  politisch  unabhängig  Widerstand  aufzubauen.  Die
Auswirkungen des Krieges machen dabei nicht an den Grenzen der Ukraine
oder Russlands halt, sondern sind weltweit zu spüren. Der Krieg treibt die
Inflation hoch, sodass Energie- und Lebensmittelpreise explodieren. Das soll
nicht unsere Zukunft sein! Doch wenn wir effektiv gegen den Krieg und seine
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Folgen kämpfen wollen, müssen wir uns zuerst fragen: Warum gibt es Krieg
überhaupt?  Und  warum  g ibt  es  so  v ie l  mehr  kr ieger i sche
Auseinandersetzungen  in  den  letzten  Jahren?  

Die stärkste Kraft gewinnt

Die Welt, in der wir leben, ist komplett der kapitalistischen Produktion und
Profitlogik unterworfen. Es gibt keinen Fleck, keinen Rohstoff auf der Erde,
welcher nicht eine:r Kapitalist:in gehört. Das ist ein Merkmal des höchsten
Stadiums  des  Kapitalismus,  des  Imperialismus.  Doch  auch  wenn  alles
aufgeteilt ist, besteht weiterhin eine Konkurrenz zwischen unterschiedlichen
Kapitalist:innen  und  auch  unterschiedlichen  Nationalstaaten.  Um  nicht
abgehängt  zu  werden,  haben  sie  manchmal  gar  keine  andere  Wahl,  als
Kriege  um  Wirtschaftswege  (Westafrikanische  Küste),  Wirtschaftsräume
(Mali) oder geostrategische Einflusssphären (Ukraine, Syrien, Afghanistan)
zu  führen.  In  manchen  Krisen  sind  aber  Profite  zu  gering,  als  dass
Kapitalist:innen in ihre eigene Produktion investieren wollen, dann kann es
sich  für  sie  lohnen,  in  einem  Krieg  konkurrierende  Produktivkräfte  zu
zerstören. Kurz um, die Politik der letzten Jahre ist eine zugespitzte Form der
ökonomischen Konkurrenz und der Krieg ist  letztendlich die Fortführung
dieser Politik mit anderen Mitteln.

Der  Kapitalismus  hat  den  Zwang immer  mehr  Profit  anzuhäufen,  immer
neuere Absatzmärkte zu erschließen und immer günstigere Arbeitskräfte zu
erhalten. Die imperialistischen Blöcke haben den Drang, Konflikte zwischen
ihnen  immer  weiter  zuzuspitzen,  um  konkurrierendes  Kapital  und
Produktionsstätten  zu  vernichten.  Beides  wird  zwangsläufig  immer  zu
Kriegen führen. Wenn wir gegen diese Kräfte ankämpfen wollen, müssen wir
uns  ihre  Rolle  in  allen  Ebenen des  globalen  Systems anschauen.  Gegen
Kriege zu kämpfen ist immer auch ein Kämpfen gegen den Kapitalismus!

Krise

Krisen  wirken  bei  diesem  Prozess  wie  Brandbeschleuniger,  da  sie  die
Konkurrenz zwischen den einzelnen Kapitalfraktionen erhöhen. So ist es kein
Wunder,  dass  in  den letzten 10 Jahren die  Militärausgaben in  die  Höhe



geschnellt  sind  und  internationale  Konflikte  wieder  zunehmen.  Denn die
Weltwirtschaftskrise von 2007/8 prägt immer noch das aktuelle Geschehen.
Damals wurden für kapitalistische Staaten Rettungspläne gebastelt, die zu
einem Ende  dieser  Krise  führen  sollen.  So  erleben  wir  eine  langjährige
Niedrigzinspolitik  der  US-Notenbank  und  der  Europäischen  Zentralbank,
staatliche  Konjunkturprogramme  des  chinesischen  Staates  und  das
Anwachsen von neuen Spekulationsblasen. Statt dass in der Krise Kapital
vernichtet wurde, wurden ihre Kosten auf die Arbeiter:innenklasse abgewälzt
und  weitere  Kriseneinbrüche  mittels  der  Rettungspläne  künstlich
herausgezögert.  Die  Folgen  waren  eine  massive  Verarmung  und
Verschuldung,  ein  internationaler  Rechtsruck  und  zunehmende
Konkurrenz. Mit dem Zusammenbruch der internationalen Wirtschaft in der
Corona-Pandemie hat sich nun die Lage nochmals verschärft – und wurde der
Kampf um die Neuaufteilung der Welt zusätzlich befeuert. Dabei besteht der
Hauptkonflikt zwischen den USA und China, die sich darum streiten, wer die
dominierende Kraft  auf der Weltkarte sein wird.  Zeitgleich mischen aber
auch andere Kräfte mit, die versuchen, sich vor dem Abstieg im Rahmen der
Konkurrenz zu retten. 

Blockbildung und drohende Auseinandersetzungen

So hat  sich  im Zuge  des  Ukrainekrieges  die  totgeglaubte  NATO wieder
formieren – und sich um Finnland und Schweden sogar erweitern können.
Darüber hinaus haben sich imperialistische Staaten wie Deutschland und die
EU als Ganzes nach dem Angriffskrieg näher zu den USA bewegt. Auch wenn
schlussendlich  jeder  für  sich  allein  kämpft,  bilden  sich  beim  aktuellen
Kräftemessen unterschiedliche Blöcke heraus. Nicht jede Kraft kann zu 100
% zu  einem Block  dazugezählt  werden.  Das  Ringen  um Einflusssphären
erzeugt auch Kräfte wie Indien oder Pakistan, die zwar nicht eigenständig ihr
Interesse  international  durchsetzen  können,  aber  durch  wechselnde
Allianzen versuchen, das Beste für sich herauszuschlagen. Doch auch wenn
die Blockbildung noch nicht komplett abgeschlossen ist, sicher ist, dass die
Konfrontationen aufgrund des zugespitzten Verteilungskampfes zunehmen
werden.  Wo diese stattfinden werden,  ist  nicht  eindeutig zu sagen,  aber
schaut  man  sich  die  Blockbildung  und  die  Verschärfung  der



Weltwirtschaftskrise an,  können einige Regionen mehr als  andere immer
mehr zum Schauplatz der Austragung werden. Neben der Ukraine, ist auch
Taiwan ein  Land,  welches  von den Großmächten China und USA immer
wieder ins Visier  gelangt.  Taiwan bekommt dabei  von chinesischer Seite
seine  nationale  Unabhängigkeit  abgesprochen,  denn  Xi  Jinping,  welcher
aktuell  mit  immer wieder auftretenden Unruhen zu kämpfen hat,  schlägt
immer  stärker  vor  den  aufkommenden  Wahlen  die  Trommel  des
Chauvinismus.  Außerdem versucht Chinas schon seit  etlichen Jahren, mit
teilweise großen Erfolgen, auf dem Land und auf dem Wasser eine neue
Seidenstraße zu etablieren und macht dadurch viele Halbkolonien von sich
abhängig.  Der  schwindende  Machteinfluss  der  USA auf  Nordafrika,  dem
Nahen Osten und Teilen Asiens, führt es einerseits zu einem Machtvakuum
und lässt andererseits die Tür für andere imperialistische Mächte offen. Dass
dies aber nicht ohne militärische Mittel stattfinden wird, sollte uns allen klar
sein.

Mehr Kohle für den Tod

Das zeigt uns auch ein Blick auf die Rüstungsausgaben: 2020 erreichen die
weltweiten  Militärausgaben  einen  neuen  Rekord:  laut  dem  Stockholmer
Friedensforschungsinstitut Sipri liegen diese bei 1,981 Billionen Dollar, so
viel wie noch nie. Das sind 5,4 Milliarden Dollar pro Tag und 226 Millionen
pro Stunde. Würde man die Summe, die pro Stunde für Rüstungsausgaben
ausgegeben  wird,  im  Jahr  gegen  den  Hunger  ausgeben,  könnte  man
innerhalb von 15 Jahren den Hunger auf der Welt beseitigen[1]. 39% aller
Militärausgaben  weltweit  werden  von  der  USA  getätigt  (778  Milliarden
Dollar). An nächster Stelle folgt China, welches  innerhalb der letzten Dekade
(seit  2011)  dessen Rüstungsausgaben um 76% auf  252 Milliarden Dollar
erhöhte, was 13% der weltweiten Ausgaben deckt. Auch Deutschland erhöht
seine Militärausgaben, 52,8 Milliarden und einem Plus von 5,9% hat es damit
seine Ausgaben im Vergleich zum letzten Jahr sogar mehr erhöht als die USA
und liegt damit auf Platz 7 hinter China, Indien, Russland, Großbritannien
und  Saudi-Arabien.  Ein  weiteres  Beispiel  für  die  fortschreitende
Militarisierung der Welt ist Japan. Seine pazifistische Außenpolitik hat das
Land  in  den  letzten  Jahren  bereits  aufgeweicht  und  2022  den



Verteidigungshaushalt  nochmals  massiv  erhöht.  Die  Zahlen  sprechen  für
sich,  und machen deutlich:  die  imperialistischen Staaten  rüsten  auf  und
bereiten sich auf kommende Kriege vor.

Zukunft: Kanonenfutter?

All diese Entwicklungen zeigen, dass „das schöne Leben“ nicht automatisch
Teil  unserer  Zukunft  ist,  wenn  wir  nichts  dafür  tun.  Insbesondere  wir
Jugendlichen werden oftmals zuerst an Fronten geschickt, während vorher
eine  Welle  von  Nationalismus  nochmals  versucht,  dass  es  in  unserem
Interesse ist, fürs Vaterland zu sterben. Doch dass Nationalstaaten nicht in
unserem Interesse handeln, konnten wir während der Pandemie sehen. Die
Wirtschaft  schrumpft,  der  Gesundheitssektor  war  in  vielen  Ländern  am
Zusammenbrechen  –  doch  statt  darin  zu  investieren,  wuchsen  die
Rüstungsausgaben weiter und weiter. Und das ist nur eines von unzähligen
Beispielen, das klarmachen soll: die Kriege, die aktuell geführt werden, sind
Kriege des Kapitals. Sie finden im Interesse der Herrschenden statt, um die
eigenen Profite zu sichern. Doch Werbung und Verpflichtung fürs Sterben
sind  für  viele  von  uns  Alltag.  Denn  die  Jugend  ist  ein  essenzieller  und
wichtiger Teil der Armeen. Wir sind noch nicht komplett in der Produktion
eingebunden,  kann  somit  ohne  große  Einbrüche  für  die  Wirtschaft
einbezogen  werden  und  muss  oftmals  nicht  einmal  entlohnt  werden.
Dadurch, dass Jugendliche kein Mitspracherecht in politischen Themen und
gesellschaftlichen Entscheidungen besitzen, wird es bewusst erschwert, dass
sich dagegen Widerstand erhebt oder formuliert.

Bittere Realität: Jugend im Kreuzfeuer

Aktuell werden weltweit 250.000 Kinder und Jugendliche als Soldat:innen in
kriegerischen Auseinandersetzungen sowohl von regulären Armeen als auch
von  Rebellengruppen  eingesetzt.  Sie  bilden  immer  mehr  einen  festen
Bestandteil  in  der  militärischen  Infrastruktur,  ob  an  der  Waffe,  als
Spion:innen, Informationsübermittler:innen oder bei anderen aufkommenden
Tätigkeiten.  Darüber  hinaus  wird  oft  vergessen,  dass  sexuelle
Gewalt in militärischen Auseinandersetzungen immer stark ansteigt und auch
gezielt  als  Kriegswaffe  eingesetzt  wird.  So  sind  5  bis  20  Prozent  der



Kindersoldat:innen  Mädchen,  die  vor  allem  als  Zwangsprostituierte
eingesetzt  werden[2].  Massenvergewaltigungen  sind  dabei  die  höchste
Gewaltform und leider vor allem in Massakern, Kriegen gegen Minderheiten
etc. eine immer wiederkehrende Kriegsführung. Myanmar (2017), Äthiopien
(2021/22)  und  Demokratische  Republik  Kongo  (seit  2007)  sind  traurige
Beispiele unserer Zeit, in welchen mehrere Tausende Frauen vergewaltigt
wurden, um den Willen der Menschen zu brechen und aufs brutalste zu
entmenschlichen. 

So gab es weltweit 2022 67 Länder, in denen eine Wehrpflicht existiert[3]. Zu
erkennen ist, dass die meisten Länder der Welt irgendeine Form von Armee
besitzen, sie sich aber vor allem in der Art und Weise der Rekrutierung
unterscheiden.  Länder  ohne  Wehrpflicht  besitzen  oftmals  große
Anwerbekampagnen  und  verschiedene  Angebote,  die  sowohl  leistbare
Möglichkeiten auf Bildung bieten als auch die Option, ein Leben lang im
Militär zu arbeiten. Außerdem besitzen einige Länder eine Wehrpflicht de
Jure, was bedeutet, dass Männer und in einigen Ländern auch Frauen sich
zwischen einem bestimmten Alter bei der Armee melden müssen und bei
„Bedarf“ rekrutiert werden. Aktuell melden sich aber in den meisten Ländern
genügend Freiwillige, sodass dies in den wenigsten Fällen umgesetzt wird.

In  Europa  haben  aktuell  nur  Dänemark,  Schweden,  Finnland,  Estland,
Zypern,  Griechenland,  Schweiz  und  Österreich  eine  Wehrpflicht,  aber
angesichts  des  Ukrainekrieges  denken  einige  weitere  Staaten  über  eine
Reform ihrer  Militärdienste  nach.  Lettland  war  das  erste  Land,  welches
schon Anfang Juli einen Wehrdienst wegen des Krieges einführen möchte.
Ein  Gesetzesentwurf  dazu  soll  im  kommenden  Jahr  vom  Parlament
verabschiedet  werden.  Der Verteidigungsminister  Pabriks  macht  dabei  in
seiner Aussage um die Wiedereinführung deutlich: „Damit dürfe sich das
Risiko verringern, dass Russland Lettland nach Belieben angreift“[4]. Dass
andere Länder folgen werden ist sicher, in den meisten Ländern der EU (z.B.
Niederlande) wurden über die Aufstockungen der eigenen Armee diskutiert
und Studien zur Wiedereinführung des Militärdienstes in Auftrag gegeben.
Auch Deutschland ist in der Debatte nicht stumm geblieben. Aus den Reihen
aller Parteien wurden Stimmen nach einer Wiedereinführung der Wehrpflicht



laut,  was  in  diesem  Kontext  eine  Stimme  für  eine  fortschreitende
Militarisierung  ist.

Krieg dem Krieg: kein Cent, kein Mensch dem Militarismus!

Wir  wollen  kein  Kanonenfutter  sein  oder  zusehen,  wie  unsere
Lebensgrundlage immer weiter zerstört wird. Denn Kriege töten nicht nur
unmittelbar,  sondern  befeuern  auch  die  Klimakrise.  Was  also  tun?  Wir
verurteilen nicht per se, wenn Jugendliche zur Waffe greifen, um für ihre
Interessen, gegen Kapitalismus, Ausbeutung und Imperialismus zu kämpfen.
Oftmals  b le ibt  ihnen  nichts  anderes  übrig,  wenn  es  um  die
Selbstverteidigung erkämpfter Räume geht. Jugendliche kämpfen Seite an
Seite in Befreiungskämpfen von Kurdistan bis Palästina, aber eben für ihre
Interessen, gegen Besetzung und Vertreibung. Dies ist nicht gleichzusetzen
mit den Kriegen der imperialistischen Staaten für die Profite einer Elite. 



Wenn wir uns diesen effektiv entgegenstellen wollen, müssen wir aus der
Geschichte  lernen.  Hier  sind  die  Oktoberrevolution  sowie  die  Anti-
Kriegsbewegungen des Ersten Weltkrieges als relevante Beispiele zu nennen,
in  denen  Arbeiter:innen  massenhaft  und  organisiert  gegen  das
imperialistische System vorgingen. Denn nur wenn wir das Problem an der
Wurzel packen – den Kapitalismus mit seinem ewigen Konkurrenzzwang –
können  erfolgreich  sein.  In  der  Oktoberrevolution  wurde  ein
Arbeiter:innenstaat errichtet, welcher in Kombination mit der gescheiterten
Novemberrevolution zum Ende des Ersten Weltkrieges führte. Anhand dieser
historischen Ereignisse muss man die angewandten Strategien analysieren
und von ihnen methodische Wege für  die  Überwindung imperialistischer
Kriege und des Imperialismus als Ganzes ableiten. Ein weiteres wichtiges
Beispiel  sind  die  Aufstände  im  Arabischen  Frühling,  welche  von  großer
Bedeutung  für  Anti-Imperialismus-Bewegungen  in  halbkolonialen  Ländern
sind.

Doch die bloße Analyse und Übertragung der Strategien und Taktiken der
vergangenen Arbeiter:innen- und Jugendbewegung ist nicht ausreichend. Wir
müssen  die  Lehren,  die  wir  aus  diesen  ziehen  können,  auf  die  heutige,
veränderte Situation der Weltpolitik und die veränderten Gegebenheiten in
der Lage der Arbeiter:innenklasse anwenden. Es bleibt die Notwendigkeit
des  Aufbaus  einer  Arbeiter:innen-  und  Jugendbewegung  gegen
imperialistische Konflikte!  Aber wie und wo kann uns das gelingen? Um
erfolgreich  zu  sein,  muss  ein  solcher  Kampf  zwangsläufig  auf  einer
internationalen  Ebene  stattfinden.  Klar,  müssen  jene  von  uns  in
imperialistischen  Ländern,  sich  gegen  die  Kriegsinteressen  der  eigenen
Nation stellen.  Doch da auch der Imperialismus ein globales System ist,
können  wir  nur  erfolgreich  sein,  wenn  wir  uns  ebenfalls  international
organisieren.  Das  heißt:  Eine  erfolgreiche  Antikriegsbewegung  muss
international sein und den Kampf gegen die Auswirkungen des Krieges mit
dem Kampf gegen das kapitalistische System verbinden. Dabei ist es wichtig,
dass  wir  uns  nicht  vom Nationalismus  spalten  lassen  und  trotzdem das
Selbstbestimmungsrecht  unterdrückter  Völker  und  Halbkolonien
verteidigen.  



Für  die  Zerschlagung  aller  imperialistischen  Militär-  und
Wirtschaftsbündnisse!  Für  die  Niederlage  des  Imperialismus  –
sofortiger  Abzug  aller  imperialistischen  Truppen  und  ihrer
Handlanger!
Gegen jegliche imperialistischen Militarisierung: Weder Wehrpflicht
noch  Beru f sheer  –  f ü r  d i e  Se lbs t ve r t e id igung  de r
Arbeiter: innenklasse!  Für  demokratisch  legit imierte
Arbeiter:innenmilizen  unter  Kontrolle  von  Räten!
Kein Cent und kein Mensch dem Militarismus: Gegen Werbung für
das Militär! Gegen jegliche „Aufrüstungspakete“ und Militäretats!
Zerschlagt die Rüstungsindustrie! Verstaatlichung ihrer Kriegsprofite
und Überführung der Kriegsindustrie in eine zivile Industrie.
Für  den  Aufbau  e iner  in ternat iona len  Jugend -  und
Arbeiter:innenbewegung gegen Krieg und Kapital!
Für das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter Nationen.
Für das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine, weder unter Kontrolle
von Russland noch unter Kontrolle der NATO.
Enteignet  die  Kriegsprofiteure!  Alle  Waffenkonzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle.
Für das Selbstverteidigungsrecht der Arbeiter:innen! Entwaffnet den
bürgerlichen Staat!
K e i n  S t e r b e n  f ü r  i m p e r i a l i s t i s c h e  K r i e g e :  G e g e n
Generalmobilisierungen der Imperialisten.
Für den Aufbau einer internationalen Arbeiter:innenbewegung gegen
Krieg und Kapital!

[ 1 ]
https://www.handelszeitung.ch/politik/welt-ohne-hunger-kostet-267-milliarde
n - d o l l a r - 8 1 0 9 8 5 # : ~ : t e x t = U m % 2 0 i n
%2015%20Jahren%20den,650%20Millionen%20Menschen%20Hunger%20lei
den.

[2] https://www.tdh.de/was-wir-tun/themen-a-z/kindersoldaten/

[ 3 ]
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1334153/umfrage/verteilung-der



-laender-nach-status-der-wehrpflicht/

#:~:text=Im%20Jahr%202022%20gab%20es,ist%20oder%20nicht%20angew
andt%20wird.

[ 4 ]
https://de.euronews.com/my-europe/2022/07/27/welche-lander-in-europa-woll
en-wieder-eine-wehrpflicht-einfuhren

Atomwaffenverbotsvertrag: Ende
des Schreckens?
Von Flo Schwerdtfeger

Jedes Wort über Frieden
in der Welt von den imperialistischen Staaten der Welt ist eine Lüge,
wenn man nicht nur die Aufrüstung der letzten Jahre verfolgt,
sondern auch einen Blick auf die bestehenden Arsenale von Atomwaffen
wirft. Das Stockholmer Friedensforschungsinstitut schätzt, dass die
Atommächte derzeit rund 13.400 Nuklearwaffen besitzen. 6000 davon
sind jeweils bei den USA und Russland zu verbuchen. 4.000 davon
jederzeit einsetzbar und 1.800 in höchster Alarmbereitschaft. Damit
sind es zwar um das Fünffache weniger, als während der heißesten
Phase des kalten Krieges, allerdings sind es immer noch genug um den
Planeten in Schutt und Asche zu legen.

Neben den beiden
genannten Staaten gehören noch Frankreich, Großbritannien und China
zu den Staaten, die innerhalb des Atomwaffensperrvertrags liegen.
Außerhalb dieses Vertrages sind Indien, Pakistan, Nordkorea und
Israel. Bei diesen vier Staaten ist bekannt gegenwärtig Waffen zu

https://onesolutionrevolution.de/atomwaffenverbotsvertrag-ende-des-schreckens/
https://onesolutionrevolution.de/atomwaffenverbotsvertrag-ende-des-schreckens/


besitzen und zu produzieren.

Nach dem Einsatz der zwei
Atombomben in Hiroshima und Nagasaki sah man zum Glück von weiteren
kriegerischen Einsätzen ab. Allerdings hinderte es die Staaten nicht
daran jahrzehntelang weiterentwickelte Bomben zu testen und dafür,
wie im Falle der USA, Einheimische entschädigungslos von ihren
Inseln zu vertreiben, um diese als Testgelände zu nutzen.

In der jüngeren
Geschichte wurden im Kosovokrieg und Irak normale Geschosse und
Bomben mit Uranummantelung eingesetzt, da sie dadurch härter und
durchschlagskräftiger wurden. Auch wenn dies keine Atomwaffen mit
Kernspaltung sind, kam es dazu, dass das Grundwasser in vielen Fällen
verschmutzt wurde und nicht nur Soldat_Innen, sondern auch
Zivilist_Innen an Strahlenkrankheiten erkrankten, da Uran beim
Einschlag frei wurde.

Die moderne Doktrin für
den Einsatz von Atomwaffen sieht vor schnell und gezielt agieren zu
können. Nicht mehr mit städtevernichtenden Bomben, sondern mit
gelenkten und kleinen Geschossen, die Bunker durchbrechen sollen und
nur kleinräumig Schaden anrichten. Trotzdem kann sich daraus eine
Eskalationsspirale entwickeln, die dann doch wieder in einem
Atomkrieg endet.

Verträge gegen
Kriege?

Dies zu verhindern
versuchen mehrere Verträge, die den Einsatz, die Forschung oder den
Verkauf von Atomwaffen zumindest beschränken oder in Teilen
verbieten. Hinzu kommen Verträge, die das teilweise Abrüsten der
USA und Russland garantieren sollten. Letzterer ist allerdings 2019
ausgelaufen, da beide Staaten sich immer wieder Vorwürfe über
Vertragsverletzungen machten.



Derzeit ist die
Aufmerksamkeit aber auch auf den Atomwaffenverbotsvertrag gerichtet,
der am 22. Januar 2021 in Kraft treten soll. Dieser beinhaltet ein
allumfassendes Verbot des Besitzes, der Erforschung, Verbreitung und
des Einsatzes von Atomwaffen aller Art. Die vorigen Verträge bezogen
sich meist auf spezielle Gattungen, wie z.B. nur landgestützte
Mittelstreckenraketen. Des Weiteren sichert es den Staaten aber auch
die zivile Nutzung von nuklearem Material zu, z.B. für die
Stromerzeugung durch Atomenergie. Die Unterzeichnenden verpflichten
sich ebenfalls dazu das erlebte Leid der Hibakusha (Überlebende von
Hiroshima und Nagasaki) und der Vertriebenen durch die Tests
anzuerkennen und ihnen psychologische Hilfe zu gewähren, als auch
wirtschaftliche Hilfe beim Wiederaufbau und der Dekontaminierung der
Gebiete zu bieten.

Unterzeichner dieses
Vertrages sind vor allem halbkoloniale Länder des globalen Südens,
aber auch Länder ohne oder mit aufgegebenen Nuklearwaffenprogramm.
Keine Atommacht oder Verbündeter dieser unterschrieb diesen Vertrag.

Entstanden ist der
Verbotsvertrag als Folge aus dem bereits bestehenden Nuklearen
Nichtverbreitungsvertrag (NVV). Dieser wird dafür kritisiert nicht
genügend Mittel zu haben seine Ziele umzusetzen und Fehlverhalten zu
sanktionieren. Beispielsweise ist die schrittweise Abrüstung als
Friedensbestreben der Atommächte dort deklariert, dass jedoch weder
entscheidend kontrolliert werden kann und auch kaum stattfindet.

Das größte Problem ist
jedoch, dass es auf freiwilliger Basis ist. Die Beschränkungen
gelten also nur für die Unterzeichnerstaaten, was teilweise witzlos
ist, da diese ja meist gar keine Atomwaffen besitzen. Ziel ist es
aber auch durch den Vertrag Druck auf die Atommächte auszuüben,
diesem beizutreten. Allerdings boykottieren diese den Vertrag schon
seit Jahren.



Den Vertrag innerhalb der
UN und des Sicherheitsrates durchzusetzen und so rechtlich bindende
Konditionen zu schaffen, erscheint ebenfalls unmöglich, da die
offiziellen Atommächte (USA, RU, CH, UK, FR) diejenigen Mitglieder
dort sind, die auch einen ständigen Sitz samt Veto-Recht inne haben.
Ein Veto eines der 5 Staaten kann einen Antrag des Sicherheitsrates
blockieren. Damit kann die Arbeit der 10 weiteren zweijährig
wechselnden Mitgliedsstaaten zum Halten gebracht werden. Diese
Erfahrung zeigt, dass die UN eine imperialistische Institution ist,
auf die die Anti-Kriegsbewegung keine Hoffnung zu setzen braucht!

Kein Ende ohne
Arbeiter_Innenklasse

Was in den Verträgen
versucht wird festzuschreiben, ist zahnlos gegenüber den
herrschenden Verhältnissen. Friedensverträge sind in der
Vergangenheit entweder Ergebnisse eines Krieges gewesen, die den Sieg
über den Besiegten, also die militärischen Machtverhältnisse
politisch festschrieben oder aber sie wurden zur Verhinderung eines
Krieges geschlossen. Wer in die Geschichte schaut, weiß: Oft waren
Friedensverträge nur Vorboten des Krieges. Beim ersten wie dem
zweiten Weltkrieg gingen zahlreiche Verträge dem Morden voraus.

Kriege sind die
Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln. Alle Nationen stehen in
Konkurrenz zueinander, denn: Politik wiederum ist die Fortsetzung
wirtschaftlicher Konkurrenz mit anderen Mitteln. Kapitalistische
Staaten werden sich immer wieder um eine Aufteilung von Ressourcen,
Absatzmärkten, Einflussgebieten usw. bekriegen müssen.

Deswegen: Echter
Antimilitarismus geht nur antikapitalistisch.

Was bedeutet:

Für die



entschädigungslose Enteignung der Rüstungsindustrien unter
Arbeiter_Innenkontrolle

Für die
Zerschlagung sämtlicher bürgerlicher Armeen und imperialistischer
Institutionen und Bündnisse (NATO, OVKS, Sicherheitspolitik der EU
(„Vertrag von Lissabon“), …)

Für eine
demokratische Arbeiter_Innenmiliz sowie die Rätemacht von
Arbeiter_Innen und einfachen Soldat_Innen

Gegen alle
„Friedensverträge“, die doch nur die Unterdrückung der
halbkolonialen Welt sichern oder den nächsten Krieg vorbereiten

Für die
Zerschlagung  der  UN  –  Ersetzung  durch  einen  wähl-  und
abwählbaren
Welt-Arbeiter_Innenrat als höchste Instanz

Für die Abrüstung
jeglicher nuklearer Bewaffnungssysteme durch demokratisch
kontrollierte Komitees der Arbeiter_Innenklasse

Keine zivile Nutzung
von spaltbarem Material – Atomkraft ist keine nachhaltige
Zukunftstechnologie


